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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 5. November 1980

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen_das Urteil des Sozial—

gerichts Augsburg vom 15. Februar 1979 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außerqerichtlichen

Kosten des Revisionsverfnhrens zu erstatten.
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G r h n d e :

I.

Die Beteiligten streiten um den Anspruch der Klägerin auf

Witwenrente nach 5 1268 Abs 2 Reichsversicherungsordnung (RVG).

Die im Jahre 1938 geborene Klägerin ist italienische Staatsange-

hörige und hat ihren Wohnsitz in der Schweiz. Aus ihrer Ehe mit

dem Versicherten sind 4 Kinder hervorgegangen: S
.

(geb.

am 12.10.60), 1 (geb. am 10.5.1964)‚F (geb. am
27.4.1965) und A (geb. am 22.10.1966). Diese wurden von

der Klägerin erzogen. Der Versicherte ist am 20. September 1973

verstorben. Er hat in der deutschen Rentenversicherunq eine Ver—

sicherunqszeit von 40 und in der italienischen Rentenversicherung

eine Versicherungszeit von 76 Monaten zurückgelegt.

Durch Bescheid vom 23. Januar 1978 gewährte die Beklagte der

Klägerin Witwenrente nach 5 1268 Abs 1 RVG. Den Begehren der

Klägerin auf Gewährung der höheren Witwenrente nach 5 1268 Abs 2

RVO hielt die Beklagte entgegen, waisenrentenberechtigte Kinder

seien nicht vorhanden. Die Gewährung von Waisenrenten an Berech-

tigte, die sich nicht in einem Mitgliedstaat der EG aufhalten,

richte sich allein nach deutschem Recht. niernach sei die Werte—

zeit nicht erfüllt.

Durch Urteil vom 15. Februar 1979 hat das Sozialgericht (SG)

Augsburg die Beklagte zur Gewährung der erhöhten Witwenrente

verurteilt mit der Begründung, der Begriff "waisenrentenberech-

tigtes Kind" in 5 1268 Abs 2 RVG setze nicht voraus, daß dem

Kind konkret ein An3pruch auf Waisenrente zustehe; entsprechend

der Recht5prechung zu 5 1265 Satz 2 Nr 2 RVO genüqe es. wenn

das Kind zumPersonenkreisdes 5 1267iVm 5 1262nvo gehöre.
Hit ihrer vom Sozialgericht (SG) zugelassenen Sprungrevision
trägt die Beklagte vor, waisenrentenberechtigt könne nur der

sein, der alle materiellen Voraussetzungen eines Rentenan-
spruchs erfülle. Dies sei hier nicht der Fall. Nach den Vor-
schriften der EG—VONr 1408/71 könne die Wartezeit für die
Waisenrente hier nur mit deutschen Beiträgen erfüllt werden.
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Hit der deutschen Versicherungezeit von 40 Monaten sei jedoch die

Wartezeit nicht erfüllt.

Die Beklagte beantragt„

das Urteil des SG Augsburg vom 15. Februar 1979

aufzuheben und die Klage ebzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweieen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision ist unbegründet.

Die Klägerin hat einen Anspruch auf die erhöhte Witwenrente

nach 5 1268 Abs 2 RVG. >
Für die Gewährung einer Witwenrente sieht das Gesetz in 5 1268 RVG

zwei verschiedene Anapruohevoreussetzungen vor.Die "kleine“ Vitwenv

rente nach 5 1268 Abs 1 EVOetellt neben der Erfüllung der ver—
sicherungsreehtliehen Bedingungen keine weiteren'ßedingungen.auf,‘

die erhöhte Witwenrente nach 5 5268 Abo 2 RVGlet hingegen nur
dann zu gewähren. wenn die Witwe weitere Voraussetzungen erfüllt.

Entweder muß sie des 45. Lebensjahr vollendet haben oder berufs-
oder erwerbsunföhig sein oder sie muß mindestens ein weisenrenten-

berechtigten Kind erziehen oder für ein Kind, des wegen körper-
.licher oder geistiger Gehreehen Weisenrente erhält. sorgen. De

die Klägerin, worüber zwisehen den Beteiligten kein Streit be-

steht, weder des 45. Lebensjehr vollendet hat noch beruts— oder

erwerbennf■hig ist, noch ein gebrechliohee Rind het. hängt ihr
Anspruch lediglich davon eh. eh eie'uindeztenz ein weisenrenten—

berechtigte: Kind erzieht.

Die Beklagte zieht nicht in Zweifel, den des Tetbeetendemerknel

der Erziehung bei mindestens einem der vier ehelichen Kinder

vorliegt, sie hält aber den Anspruch eu! erhöhte Witwenrente
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deshalb für unbegründet, weil keinem Kind eine Waisenrente

zu zahlen ist. Diese Rechtsauffassung hält der Senat für

nicht begründet, ihr kann schon nach der Wortfassung des 5 1268

Abs 2 Satz 1 Nr 2 RVO nicht gefolgt werden. Diese Norm betrifft

zwei verschiedene Tatbestände, die auf Kinder bezogen sind: Einmal

die Erziehung eines Kindes und zum anderen die Sorge für ein

gebrechliches Kind. Im ersten Fall fordert das Gesetz, daß dieses

Kind "waisenrentenberechtigt" sein muß, im zweiten ?all, daß das

Kind “Waisenrente'erhält". Schon dieser Unterschied im Gesetzes-

wortlaut macht deutlich, daß es für die Frage der Waisenrenten-

herechtigung nicht darauf ankommen kann, ob die Weise auch tat—

shchlich eine Rente bezieht, denn es ist anzunehmen, daß der

Gesetzgeber zwei verschiedene Tatbestände kennzeichnen will, wenn

er in einem Satz zwei verschiedene Formulierungen verwendet.

Demgemäß ist es entgegen der Auffassung der Beklagten für den

Anspruch der Klägerin unerheblich, ob ihren Kindern Waisenrente

zu zahlen ist. Für die Frage, was als Waisenrentenberechtigung

im Sinne des 5 1268 Abs 2 Satz 1 Nr 2 RVG zu verstehen ist, kommt

es vielmehr darauf an, ob das Kind die persönlichen Voraussetzun—

gen erflllt, die es im Regelfall berechtigen, eine Waisenrente zu

beziehen. Diese Voraussetzungen ergeben sich aus 5 1267 RVG.

Durch die Erhöhung der Witwenrente im Falle der Kindererziehung

beabsichtigtader Gesetzgeber, der Witwe einen finanziellen Aus-
gleich dafür zu gewähren, daß sie ihre Zeit für die Erziehung

eines oder mehrerer Kinder einsetzt anstatt einer Berufstätigkeit

nachzugehen.

Dieser Zweck war bereits erklärtes Ziel des Gesetzgebers bei der

erstmaligen Einführung des Tatbestandes, einen Witwenrentenan-

spruch durch Kindererziehung zu begründen, wie das durch 5 13 des
Gesetzes über den Ausbau der Rentenversicherung vom 21.12.1937

(RGBl I s 1391) geschehen ist. Bereits damals wies das Reichsver-
sicherungsamt (RVA) darauf hin, daß diese Vergünstigung — gemeint
ist der Rentenanspruch der Witwe — nicht nur im Interesse der
Witwe selbst liege, sondern auch in dem der Kinder, deren Erziehung
durch eine Beschäftigung der Mutter nicht gefährdet werden soll
(RVA, Rundschreiben vom 3.10.38 in zum 43, 289, 290). Und bereits
in der Entscheidung vom 9.6.39 führt das RVA aus: “Das RVA geht

hierbei von der Erwägung aus, daß nach der Absicht des Gesetzgebers
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die Witwe durch diese neue Vorschrift in den Stand versetzt werden

soll, möglichst ohne Lohnarbeit auszukommen, damit die Erziehung

der Kinder nicht etwa durch eine Erwerbstätigkeit der Mutter ge—

fährdet werde." (Run 45, 203, 204). Auch die Gewährung der erhöh—

ten Witwenrente nach 5 1268 Abs 2 RVO anstatt der kleinen Witwen-

rente nach 5 1268 Abs 1 RVO für den Fall der Kindererziehung

beruht auf den gleichen Erwägungen. Wesentlich dafür ist, daß die

Witwe ein Kind erzieht, nicht erheblich ist, ob diesem Kind auch

eine Waisenrente gezahlt wird. Allerdings reicht es nach der im

Gesetz zum Ausdruck gekommenen Willensrichtung des Gesetzgebers

nicht aus, daß die Witwe irgendein Kind erzieht, das Kind muß

vielmehr in einer versicherungsrechtlich erheblichen Beziehung

zum Versicherten - ob auch eine versicherungsrechtliche Beziehung

zu einer anderen Person ausreichen könnte, kann hier dahin-‘ "

gestellt bleiben — gestanden haben. Ist diese Beziehung gegeben,

so kann es für den Anspruch der Witwe nicht darauf ankommen, ob

auch das Kind Leistungsempfänger ist. Demgemäß ist das Tatbestands—

merkmal "waisenrentenberechtigt" in 5 1268 Abs 2 Satz 1 Nr 2 RVG

in dem Sinne auszulegen, daß darunter ein Kind zu verstehen ist,

das die persönlichen Voraussetzungen zum Bezug einer Waisenrente

im Sinne des 5 1267 iVm 5 1262 Abs 2 RVG erfüllt (so auch "@

Zweng—Scheerer, Handbuch der Rentenversicherunn, 2. Aufl, Stand

1.4.1980, 5 1268 Anm I 2 B b); wohl auch Koch—Va:tmann, AVG,

StandJuli 1967, 5 45 Anmc I 3). DiesesErgebnis steht im Ein—
klang mit der Entscheidung 11 RA 110/75 vom 19.8.1976 (BSGF 42,

156). Zwar war in diesem Fall über die Vorschrift des 5 42 Satz 2

Nr 2 AVG zu entscheiden, dennoch besteht zwischen dieser Norm

und dem hier in Betracht kommenden 5 1268 Abs 2 Satz 1 Nr 2 RVG

insofern ein sachlicher Zusammenhang, als 5 42 Satz 2 Nr 2 AVG
den Anspruch auf eine Rente aus abgeleiteter Versicherung (der

früheren Ehefrau) davon abhängig macht, daß sie mindestens ein

waisenrentenberechtigtes Kind erzieht. Die Verwendung der gleichen

WortFassung für einen vergleichbaren Sachverhalt zwingt dazu, in
beiden Fällen zu gleicher Auslegung zu gelangen.

Da die Klägerin, wie zwischen den Beteiligten unstreitig ist„

zumindest das am 22.10.1966 geborene aus der Ehe mit dem Versicher-

ten stammendc Kind erzieht, ist ihr Anspruch auf erhöhte

Witwenrente begründet.

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des SC war demgendß

zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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